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Weniger Beteiligungsrechte für die MAVen in der künftigen „Diakonie Hessen“? 

Fusion „Diakonie Hessen“

Die außerordentliche Hauptversammlung des Diakonischen Werkes Hessen und  Nassau hatte auf ihrer Sitzung am 28.2.2012 wesentliche Themen zur Fusion der beiden Diakonischen Werke auf der Tagesordnung. Die Hauptversammlung ist das oberste beschlussfassende Gremium in DWHN und setzt sich vorwiegend aus Arbeitgebervertretern der Einrichtungen und Vertretern der Kirchenleitung der EKHN zusammen. 

Die Hauptversammlung hat beschlossen,   den vorliegenden Satzungsentwurf an die EKHN weiterzuleiten, damit auf der Frühjahrssynode die erste Lesung dazu erfolgen kann. In Kurhessen-Waldeck haben die entsprechenden Gremien vergleichbare Beschlüsse gefasst. Auch der neue Namen ist festgelegt worden: „Diakonie Hessen. Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e. V.“

Weiter gab es Tischvorlagen zu dem geplanten MVG des DW Hessen und zum Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG) Hessen. Im ARRG wurden im letzten Moment noch Änderungen vorgenommen. Das Urwahlprinzip für die ARK wird nur noch als „Auffanglösung“ formuliert, die anderen wesentlichen Bestimmungen bleiben aber unverändert (s. untenstehenden Artikel). 

Auf der Hauptversammlung wandte sich der Vorsitzende der AGMAV, Erhard Schleitzer, an die Mitglieder und bat sie, den vorliegenden Entwürfen nicht zuzustimmen. Es haben zwar zu den vorgelegten Entwürfen „Sozialpartnergespräche“ stattgefunden, die aber diesen Namen nicht verdient haben, und eher nur eine kurze Anhörung der Arbeitnehmerorganisationen zu dem neuen Mitarbeitervertretungsrecht war. In der Diskussion ging es noch einmal grundsätzlich um die Frage Tarifvertrag oder Dritter Weg und um das Urwahlprinzip. Letztlich stimmte die Mehrheit der Versammlung für die vorgelegten Entwürfe, allerdings bei einer überdurchschnittlich hohen Zahl von Enthaltungen.

Zu der mangelnden Beteiligung der Arbeitnehmerorganisationen bei der Änderung des Mitarbeitervertretungsrechts kam von einem Mitglied der Hauptversammlung der Hinweis, die Entwürfe kämen nun in die Synode und ihre Ausschüsse, da bestünde nun die Möglichkeit die Kritiken einzubringen

Die vorliegenden Entwürfe sollen nun mit dem Wortprotokoll der Diskussion der Hauptversammlung an die Synode der EKHN weitergereicht werden. Die Frühjahrssynode am 24.-28.4.2012 befasst sich in erster Lesung mit den Entwürfen zum ARRG und zum MVG. Auf der Herbstsynode soll abschließend mit der zweiten und dritten Lesung darüber abgestimmt werden. Zeitgleich ist ein paralleler Ablauf in Kurhessen-Waldeck geplant.

Es mag nicht weiter verwunderlich sein, dass die Hauptversammlung, die überwiegend aus diakonischen Arbeitgebern besteht, kein Störgefühl hat wegen der mangelnden Einbeziehung der Arbeitnehmervertreter und der Verschlechterung der Beteiligungsrechte der MAV. Trotzdem ist diese Entwicklung sehr ärgerlich und unter Demokratiegesichtspunkten mehr als fragwürdig. 
Deshalb sollten wir MitarbeitervertreterInnen und MitarbeiterInnen den Hinweis aufgreifen, die Diskussion über den Abbau der Arbeitnehmerrechte in die Synode und ihre Ausschüsse zu tragen, wir sollten die Dekanate vor Ort ansprechen und das Gespräch mit den Synodalen suchen. Unsere Vertreter im Kirchenparlament müssen wir darauf hinweisen, welche Tragweite die Beschlüsse zum neuen MVG und dem ARRG für uns MitarbeiterInnen haben. Hier berichten Mitarbeitervertreterinnen von durchaus positiven Erfahrungen, dass Vertreter von Dekanaten teilweise sehr interessiert reagieren und auch betroffen sind, von den geplanten Verschlechterungen im Arbeitsrecht.

Zuerst muss natürlich eine intensive Diskussion in den Einrichtungen geführt und die Mitarbeiterschaft über die drohende Verschlechterung ihrer Rechte und der ihrer Vertretungen informiert werden. Die Unterschriftensammlung bietet einen guten Anlass, um mit den MitarbeiterInnen ins Gespräch zu kommen. Den Text für die Unterschriftensammlung drucken wir hier ab und er wurde bereits an die MAVen versandt. 

Ich protestiere gegen den geplanten Abbau der Rechte für unsere Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Hessen und Nassau.

Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und für die MAVen müssen insbesondere folgende Rechte erhalten bleiben:

· Umfangreichere Beteiligungsrechte für die MAV

· Wählbarkeit auch für Auszubildende und Mitarbeiter/-innen in Elternzeit

· Ausreichende Fortbildungsmöglichkeiten für MAV’ler

· Uneingeschränkte Wählbarkeit in den Vorstand der AGMAV bzw. Gesamtausschuss.

Ein Info-Blatt für die MitarbeiterInnen zu diesem Themenkomplex haben wir den MAVen zur Verfügung gestellt. Auf der Mitgliederversammlung am 14.3.2012 wurde von MAV’lern darauf hingewiesen, wie wichtig das persönliche Ansprechen der MitarbeiterInnen ist  und sie auch ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass der Abbau der Rechte der MAVen ihnen auch direkt schadet.

Ein großer Fortschritt ist auch, dass sich alle Arbeitnehmerorganisationen, die beiden AGMAVen Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck, ver.di, der VKM Hessen und Nassau und der VKM Deutschland, der Marburger Bund sowie die GMAV der EKHN auf eine gemeinsame Erklärung geeinigt haben und gegen die Verschlechterung der Arbeitnehmerrechte protestieren. Die Gemeinsame Erklärung ist ebenfalls in diesem Info abgedruckt. Alle Arbeitnehmerorganisationen laden gemeinsam zu einem Pressegespräch am 19.4.2012 in die Kirchenverwaltung am Paulusplatz in Darmstadt ein.

Und vor allen Dingen: Die Arbeitnehmerorganisation aus dem Bereich Hessen rufen gemeinsam zu einer Demonstration vor der nächsten Synode auf:

Demonstration 

vor der Frühjahrssynode der EKHN

am 26.4.2012 ab 14 Uhr vor dem Dominikanerkloster in Frankfurt
Der neue Entwurf des Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG)

für die „Diakonie Hessen“

Den Arbeitnehmerorganisationen im Bereich der Kirche und Diakonie Hessen und Nassau und Kurhessen Waldeck wurde Mitte Dezember ein Entwurf zu einem Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG) für das geplante DW Hessen vorgelegt. Die Arbeitnehmerorganisationen hatten Gelegenheit, bis zum 16.1.2012 zu dem Entwurf Stellung zu nehmen.

Alle Arbeitnehmerorganisationen sprachen sich einheitlich sehr deutlich gegen das Urwahlprinzip aus. Ver.di, Marburger Bund und die beiden VKM’s sagten unisono, dass sie sich an einem derartigen Verfahren nicht beteiligen werden. Der Widerstand war so geballt, dass die Projektgruppe der Vorstände des Diakonischen Werkes das Modell der Urwahl in dieser Form zurückzog. 

Ein ganz neues Verfahren wurde im Schnellgang erarbeitet, um möglichen potentiellen Befürwortern des Dritten Weges zu ermöglichen, sich an der Kommission zu beteiligen. Es wird ein stufenförmiges Verfahren mit jeweiligen Auffanglinien entwickelt. Am Ende steht allerdings wieder die Urwahl in Reinform, jeder kann sich irgendwie beteiligen und gewählt werden, unabhängig von der Wahlbeteiligung und abseits jeder Rückkoppelung und Verantwortung.

Die wichtigsten Inhalte

ARRG-Entwurf vom 10.2.2012

Die ARK besteht arbeitnehmerseitig aus 9 Personen (§ 6). Als erste Stufe können alle Arbeitnehmervereinigungen, denen mehr als 150 MitarbeiterInnen angehören, ein Mitglied entsenden. Die vier Vereinigungen, in denen die meisten Mitglieder zusammengeschlossen sind, entsenden je einen Vertreter in die ARK (§ 7). Zu den in Frage kommenden Arbeitnehmervereinigungen zählen zu Zeit ver.di, der Marburger Bund, der VKM Hessen und Nassau und der VKM Deutschland. 

Vereinigungen, in denen mehr als zehn Prozent der Beschäftigten organisiert sind, entsenden einen zweiten Vertreter (§ 7 Abs. 4) Von den vier im zukünftigen DW Hessen vorhandenen Arbeitnehmerorganisationen erfüllt zur Zeit keine einzige diese Voraussetzung. 

Die weiteren Vertreter in die ARK werden von einer Delegiertenversammlung der MAVen aus ihrer Mitte gewählt. Jede MAV entsendet eine Person. 

Die Delegiertenversammlung wird von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Diakonischen Werkes einberufen und geleitet (!). Dieses Verfahren gilt entsprechend, wenn eine Arbeitnehmervereinigung von ihrem Entsenderecht keinen Gebrauch macht oder in der laufenden Amtszeit auf ihr Entsenderecht verzichtet. Ein Quorum, also eine Mindestzahl für eine Beschlussfähigkeit dieser Versammlung, ist nicht vorgesehen (§ 7). 

Nehmen weder die Mitarbeitervereinigungen noch die Mitarbeitervertretungen ihr Entsenderecht wahr, werden die Vertreter der Dienstnehmer in der ARK unmittelbar von den MitarbeiterInnen gewählt (§ 19). Wahlberechtigt sind alle MitarbeiterInnen und jeder kann einen Wahlvorschlag machen. Wie viele MitarbeiterInnen einen Wahlvorschlag unterzeichnen müssen, ist nicht festgelegt. Gewählt sind die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen (auch hier gibt es kein Quorum bzw. eine Mindeststimmenzahl). „Der Aufsichtsrat des Diakonischen Werkes bestellt einen Wahlvorstand, der die Wahl vorbereitet und durchführt. Der Wahlvorstand wird bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl von der Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission unterstützt.“ (Weitere Vorschriften fehlen).

Die erste konstituierende Sitzung der ARK wird von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats des Diakonischen Werkes einberufen. Er leitet die Sitzung bis zur Wahl des Vorsitzenden der neuen ARK (§ 23 Abs. 3) 

Sollten sich die Arbeitnehmer- und Arbeitgeber nicht auf einen gemeinsamen Vorsitzenden für die ARK einigen können, ist auch für diesen Fall Vorsorge getroffen: der Vorsitzende des kirchlichen Verwaltungs- und Verfassungsgerichts bestimmt in diesem Fall den Vorsitzenden der Schlichtungsstelle (§ 16 Abs. 6). 

§ 17 Abs. 4 regelt die Zwangsschlichtung: der Spruch der Schlichtungsstelle ist verbindlich und nicht mehr anfechtbar.

Auch wenn die von den Arbeitnehmern entsandten Mitglieder des Schlichtungsausschusses sich aus Protest von einer Schlichtungsverhandlung fernhalten, ist der Schlichtungsausschuss weiterhin beschlussfähig: Der Schlichtungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist -  dazu zählt ausdrücklich auch der „unabhängige“ Vorsitzende. (§ 17 Abs. 2).

Das Einspruchsverfahren einer entsendenden Stelle, wie es noch in dem ARRG der EKHN vorgesehen ist, entfällt ersatzlos.

Zusammenfassung und Wertung :

Es sind Regelungen eingebaut, damit der Dritte Weg auf jeden Fall zu funktionieren hat – nach den Vorgaben Arbeitgeber. Die so genannten Grundlagen des Dritten Weges,  die „Dienstgemeinschaft“ , „Partnerschaft“ und „Verhandlungen auf Augenhöhe“ gelten nicht mehr.
Mit verschiedenen Auffanglinien werden mögliche Nichtbeteiligungen von der Arbeitnehmerseite verhindert, bis hin zur „Urwahl“, die damit auch als Droh- und  Disziplinierungsmittel wirken soll. Zudem werden alle Wahlversammlungen und konstituierende Sitzungen von der Arbeitgeberseite geleitet.

Diese Konstruktion erinnert  sehr an den Ersten Weg.

(Unter dem Ersten Weg versteht man die Arbeitsrechtssetzung durch einseitige Vorgabe der Arbeitgeberseite).

Auszüge aus der Kurzstellungnahme der AGMAV vom 15.1.2012 zum ARRG:

(Diese Stellungnahme bezieht sich auf den ersten vorgelegten Entwurf zum ARRG. Hierin wird grundsätzlich auf die Frage des Dritten Weges oder Tarifvertrag und auf die Problematik der Urwahl eingegangen.) 

„Die Mitgliederversammlung der AGMAV Hessen und Nassau hat sich wiederholt gegen den Dritten Weg und für Tarifverträge ausgesprochen. Nachdem die Einführung des „Hammermodells“ (ein Kompromiss mit Elementen der Arbeitsrechtlichen Kommission und des Tarifvertrags, dessen Inhalte bereits im Detail ausgehandelt waren) am Widerstand der Arbeitgebervertreter der Diakonie (und teilweise auch in der EKHN) gescheitert war, zog sich die Gewerkschaft ver.di aus der ARK Hessen Nassau zurück. Die AGMAV- und MAV-VertreterInnen, die in der Zeit vom April 2008 bis Dezember 2009 in der ARK mitgearbeitet hatten, kritisierten auf Grund ihrer Erfahrungen den „Dritten Weg“:

· Fehlende Unabhängigkeit der AGMAV/MAV-Mitglieder in der ARK.

· Schlechte Arbeitsbedingungen für die ArbeitnehmervertreterInnen in der ARK.

· Strukturelle Vorteile der Arbeitgeber in der ARK.

· Fehlende Verhandlungskultur bei den diakonischen Arbeitgebern.

· Die fehlende Verhandlungskultur hat sich in den Gesprächen zum neuen  Arbeitsrecht des zukünftigen DW Hessen im Jahr 2011 fortgesetzt. Die Vorstände des DW bestimmten von vorneherein mit der Vorgabe des Dritten Weges das Ergebnis der „Sozialpartnergespräche“. Selbst die massiven Bedenken aller ArbeitnehmervertreterInnen  gegen das Urwahlprinzip werden in dem vorgelegten Entwurf nicht berücksichtigt. 

· Es ist zu befürchten, dass es bei einer Urwahl auch zu einem Wahlkampf, von welchen Interessen auch immer geleitet, kommt. Das DW Hessen wird ca. 30.000 Beschäftige in über 250 Einrichtungen haben. In diesen müssten Kandidatinnen und Kandidaten versuchen Unterstützung für die Wahl finden. 

· Es kommt hinzu, dass die so Gewählten dann eben nicht und insoweit anders als bei Gewerkschaften über den erforderlichen organisatorischen und strukturellen Aufbau und ggf. auch über die Mächtigkeit verfügen, um „auf Augenhöhe“ mit der Arbeitgeberseite zu verhandeln. Nicht ohne Grund wird die Eigenschaft als Tarifvertragspartei zu agieren ausschließlich den „Gewerkschaften“ zugebilligt (§ 2 Abs. 1 TVG). Nur ihnen unterstellt man, dass sie  die inhaltlichen und organisatorischen Voraussetzungen erfüllen um an der Gestaltung von Rechtsnormen mit zu wirken

· Es ist vor allen Dingen nicht zu erkennen, wie bei den in Urwahl Gewählten die internen Diskussionsprozesse organisiert werden sollen, die inhaltlich Grundlage der Verhandlungen in der ARK werden können. Auch die notwendige Rückkopplung vor Abschlüssen bzw. Vereinbarungen ist in Ermangelung von festen Strukturen jedenfalls auf der Arbeitnehmerseite nicht gewährleistet. Es besteht vielmehr die Gefahr, dass Partikularinteressen vertreten und willkürliche Entscheidungen getroffen werden. 

· Wir fordern die Vorstände des DWHN und des DWKW auf, den Entwurf für ein ARRG zurückzuziehen und sich zu dem bewährten System der Tarifautonomie zu bekennen. Es wäre auch im Bereich des DW Hessen problemlos einzuführen. Die Arbeitgeberseite bestimmt unabhängig ihre Strukturen und Personen für Verhandlungen. Auf Seiten der Arbeitnehmer übernehmen die Gewerkschaften diese Funktion. Sollte es mehrere geben, bestehen verschiedene Möglichkeiten der Verhandlungen (Tarifgemeinschaft, Verhandlungsgemeinschaft, getrennte Verhandlungen zu unterschiedlichen Themen). Dieser Weg ist machbar, er muss nur gewollt werden.“

Beschäftigte aus der Diakonie beteiligen sich an Warnstreiks zum TVöD
Nachdem die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes ohne Angebot zur den Entgelt-Tarifverhandlungen erschienen waren, hatte die Gewerkschaft ver.di zu einem eintägigen Warnstreik aufgerufen. Zum ersten Mal beteiligten sich auch Beschäftigte der württembergischen  Diakonie an diesen Streiks.

[image: image2.wmf]Sie wurden von ver.di zum Streik aufgefordert, weil sie durch die in Württemberg geltende Tarifautomatik unmittelbar Beteiligte sind. In der Region Stuttgart wurden am ersten Streiktag drei Einrichtungen aufgerufen, am Streik teilzunehmen. 

Auch in Niedersachsen kam es in der Diakonie zu Unterstützungsaktionen für die KollegInnen im Öffentlichen Dienst (s. Plakat).

Kurzstellungnahme der AGMAV Hessen und Nassau zum Entwurf des MVG DW Hessen

13.3.2012

Die MAVO des DWHN wurde im Jahr 2003 nach einem einjährigen Mediationsverfahren in über 10 meist ganztägigen Sitzungen erarbeitet. Mit diesem Verfahren  entstand ein von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite akzeptierter Kompromiss. Diese im Konsensverfahren erreichten Fort- und Weiterentwicklungen des Mitarbeitervertretungsrechts sollen nun im Rahmen der Fusion und der Erarbeitung eines neuen MVG DW Hessen zurückgenommen werden. 

In dem bisherigen Verfahren wurde von der von den beiden Vorständen des DW’s eingesetzten Arbeitsgruppe das MVG der EKD einfach als Vorlage genommen und damit sind alle Weiterentwicklungen der MAVO „kassiert“ worden. Bei den eigenständigen Ausführungen für den zukünftigen Gesamtausschuss Hessen (der die beiden AGMAVen ablösen soll) werden für die bestehende AGMAV Hessen und Nassau sogar noch weitere Verschlechterungen vorgenommen.

Die Verschlechterungen im Einzelnen:

Beteiligungsrechte:

Die Informationsrechte sind  in der MAVO erheblich umfassender als im MVG angelegt.

Die Regelungen in der MAVO zur Beteiligung der MAV bei Vorstellungsgesprächen, die zeitnahe Information über Abmahnungen, das Recht auf Einsicht in die Bruttolohnlisten sowie in den gültigen Dienst- oder Arbeitsvertrag und das Recht der MitarbeiterInnen, bei Personalgesprächen ein Mitglied der MAV hinzuzuziehen, müssen erhalten bleiben. Diese Rechte der MAVen bzw. der Beschäftigten haben sich in vielen Einrichtungen in der Praxis bereits verfestigt und bewährt (§ 31 und § 30 (2) MAVO).

Dasselbe gilt für die Mitberatungsrechte bei der Einführung von Systemen des Qualitätsmanagements und von Informationstechnologien, für die präzisierenden Mitberatungsrechte bei der Aufstellung des Stellenplans und bei der Beteiligung  der Festlegung von Verfahren und Methoden der Wirtschaftlichkeits- und Organisationsprüfungen (§ 37 MAVO).

Auch die Mitbestimmungsrechte beim Aufstellen von Sozialplänen und ähnlichen Regelung bei dem Wegfall von Arbeitsplätzen sind (§ 34 h) sind in der MAVO weitergefasst.

Einschränkung des Wahlrechts:

Der Ausschluss von MitarbeiterInnen in Elternzeit von dem aktiven und passiven Wahlrecht  und von Auszubildenden von dem passiven Wahlrecht (z. B. ältere Altenpflegeschüler) ist ein gravierender Rückschritt hinter die bestehende Praxis.

Einschränkung der Fortbildungsmöglichkeiten für MitarbeitervertreterInnen

Die Beschränkung der Teilnahme von MitarbeitervertreterInnen an Tagungen und Lehrgängen auf insgesamt 4 Wochen während einer Amtszeit ist für engagierte MitarbeitervertreterInnen eine unzumutbare Begrenzung.

Regelungen zum Gesamtausschuss

Der Gesamtausschuss (GA) des künftigen DW Hessen soll die AGMAV Hessen und Nassau ablösen. Folgende Änderungen sind in dem Entwurf vorgesehen:

· Die Wählbarkeit in den GA ist eingeschränkt auf Mitarbeiter, die einer ACK-Kirche angehören (diese Regelung sieht die EKHN nicht vor).

· MAVen haben nicht mehr ein freies Vorschlagsrecht, jede/n Mitarbeiter/in aus dem Bereich des DWHN vorzuschlagen, sondern es muss nun ein/e Mitarbeitervertreter/in sein (diese Regelung sieht die EKHN ebenso nicht vor).

· Pro Einrichtung und Dienststellenverbund darf nur 1 Mitglied im GA vertreten sein. Dies ist in Anbetracht der stattfindenden Konzentrationsprozesse und ständig wachsender Konzerne  (z. B. Agaplesion mit über 4000 Beschäftigten in ca. 20 verschiedensten Einrichtungen) keine sinnhafte Regelung.

Die umfangreichen Neuregelungen in dem Entwurf zum MVG DW Hessen  schränken  die Möglichkeiten zur Kandidatenaufstellung für den Gesamtausschuss somit erheblich ein. Beschäftigte MitarbeiterInnen und MitarbeitervertreterInnen werden somit von der Wahl zum GA ausgeschlossen. Der vorgelegte Entwurf schließt in seiner Folge einige zum Teil langjährige Mitglieder der AGMAV Hessen Nassau (und auch Ersatzmitglieder) von der Wahl zum GA aus.

Sachlich überhaupt nicht nachvollziehbar ist die angestrebte Benachteiligung der AGMAV Hessen und Nassau bei der Zusammensetzung des GA. In der ersten Wahlperiode sollen im GA 6 Mitglieder aus dem DW Kurhessen Waldeck und 5 Mitglieder aus dem DW Hessen und Nassau vertreten sein. Von der Zahl der Beschäftigten her ist das Verhältnis umgekehrt:  3.000 MitarbeiterInnen sind in Kurhessen-Waldeck und 17.000 MitarbeiterInnen in Hessen und Nassau beschäftigt.

Alle Arbeitnehmerorganisationen lehnen die Verschlechterungen ab

Alle an dem Diskussionsprozess für ein neues MVG des geplanten DW Hessen beteiligten Arbeitnehmerorganisationen haben den Abbau der Beteiligungsrechte für die MAV und die weiteren Verschlechterungen für die Arbeit der MAVen einmütig kritisiert. Trotz der Mitte Januar dieses Jahres vorgelegten Stellungnahmen der Arbeitnehmerorganisationen gingen die Vorstände der Diakonischen Werke nicht auf diese Kritik ein. Bis auf ganz wenige unwesentliche Änderungen soll der Entwurf für ein neues MVG DW Hessen im April den Synoden in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck vorgelegt werden.

Die AGMAV HN regt daher an, in einem Übernahmegesetz zum MVG der EKD die vereinbarten Änderungen in der MAVO von 2003 aufzunehmen.

Protokoll der Mitgliederversammlung der AGMAV am 14.3.2012 in Bad Vilbel

TOP 1 Eröffnung und Begrüßung

Erhard Schleitzer eröffnet die Veranstaltung und begrüßt die Delegierten der MAVen

Als Gäste werden begrüßt:

- 3 Mitglieder des Vorstandes der AGMAV Kurhessen Waldeck

- Ver.di Sekretär Georg Schulze-Ziehaus

- Prof. Dr. Franz Segbers

Der Vorstand des DWHN war eingeladen, hatte jedoch seine Teilnahme wegen anderer terminlicher Verpflichtungen abgesagt

TOP 2  Festlegung der Tagesordnung

Gegen den Vorschlag, den Tätigkeitsbericht des AGMAV-Vorstandes im Oktober dieses Jahres vorzulegen, gibt es keine Einwände.

Die TOP 4 und 6 werden um je einen Punkt ergänzt.

Es gibt gegen die vorgeschlagene Tagesordnung keine Einwände.

TOP 3 Verabschiedung des Protokolls der Mitgliederversammlung vom 24.10.11

Das Protokoll wurde im AGMAV Info 4/11 veröffentlicht.

Es wird einstimmig so angenommen. 

TOP 4 a und b  Das Arbeitsrecht für das geplante DW Hessen

Erhard Schleitzer referiert über diese Thematik anhand einer Power Point-Präsentation. Die MAVen haben diesbezügliche Unterlagen schon erhalten und bekommen weitere Informationen zugesandt (s. auch dieses AGMAV-Info).

Wesentliche Schwerpunkte

· Es gab Sozialpartnergespräche, die diesen Namen aber nicht verdient haben.

· Die Fusion soll am 01.01.2013 vollendet sein.

· Schriftliche Stellungnahmen der Arbeitnehmerorganisationen zur Änderung des ARRG (mit zum Teil klaren Position pro Tarifvertrag)

· Schriftliche Stellungnahme der Arbeitnehmerorganisationen zum MVG, mit einer einheitlichen Ablehnung zum Urwahlprinzip

Es werden die wesentlichen Verschlechterungen des ARRG und des MVG erläutert 

(s. auch dieses AGMAV-Info). 

Diskussion und Fragen zu dieser Thematik :

Frage : Ist das geplante Gesetz mit rechtlichen Grundlagen vereinbar ?

Antwort : Sehr wahrscheinlich ja. Es dürfte weniger eine juristische Frage sein, als eine der des politischen Willens. Entscheidend wird sein, wie der groß der Widerstand der Beschäftigten ist.

Zu den teilweise unterschiedlichen Auffassungen der beiden AGMAV Vorstände und den kritischen Äußerungen zur Zusammenarbeit mit dem Vorstand AGMAV KHW gibt es Wortmeldungen.

- Das DWKHW hat eine andere Vorgeschichte. Der AGMAV Vorstand KHW lehnt eine Fusion ab, sie ist aber nicht zu verhindern.

- Der Vorstand der AKNAV KW ging bisher den 3. Weg mit, das muss jedoch nicht dauerhaft sein, Ziel sind Tarifverträge. Die jetzigen Ergebnisse werden abgelehnt.

- Aus dem Vorstand AGMAV HN wird berichtet über die negativen Erfahrungen mit den Arbeitgebern in der ARK sowie in den Sozialpartnergesprächen.

- Beide AGMAVen sollen eine gemeinsame Position und eine Strategie entwickeln und sich nicht spalten lassen.

Einschub TOP 5  Anfrage zur Entsendung in die ARK Hessen Nassau

Erhard Schleitzer erläutert den Begriff Gesetzesvertretende Verordnung und stellt den Beschluss der Kirchenleitung der EKHN vor:

Wenn nur eine Mitarbeitervereinigung von ihrem Entsendungsrecht in die ARK Gebrauch macht, entsendet diese alle Vertreter in die ARK. Dies bedeutet, dass die AGMAV nicht mehr ersatzweise entsenden muss. Derr VKM könnte alle 10 AN Sitze besetzen, u.U. auch ausschließlich mit Vertretern aus der EKHN.

4.c Tarifvergleich KDAVO – AVTR – TVÖD

Georg Schulze-Ziehaus erläutert anhand einer Powerpoint Repräsentation den Tarifvergleich.

Um einen seriösen Vergleich zu bekommen, müssen mehrere Aspekte berücksichtigt werden und in die Berechnung mit einfließen. Wichtige Grundlagen sind u. a. die Arbeitszeit, verschiedene Berufsgruppen, ein längerer Verlaufszeitraum, unterschiedliche Zeiten der Berufskarriere, sowie Einmalzahlungen 

( „Weihnachtsgeld“, Leistungszulage etc.).

Die Wochenarbeitszeit ist unterschiedlich und beträgt jeweils:

KDAVO         40    Stunden

AVR KHW     39    Stunden

TVÖD           38,5  Stunden.

Folgende Berufsgruppen werden verglichen, Küchenhilfen, Examinierte Krankenschwestern/Pfleger, Sozialpädagogen, Psychologen, Altenpflege.

Fazit: Oft ist die AVR KHW in den ersten Jahren vom Niveau her höhere Tarif. Aber spätestens ab dem 13. Beschäftigungsjahr liegt die KDAVO höher, z. T. wesentlich.

Besonders in der Altenpflege gibt es große Unterschiede. Das Niveau in Kurhessen-Waldeck liegt für diese Berufsgruppe von Anfang an wesentlich unter dem der KDAVO. Die Altenpflege ist die größte Berufsgruppe in den Diakonischen Werken und es wird in der Diskussion auf die fatalen Folgen einer möglichen weiteren Absenkung in der Altenpflege hingewiesen.

Den MAVen wird der Tarifvergleich als Datei zugesandt 

4.d Verabredungen

Folgende Aktionen werden geplant und sollen durchgeführt werden

 Unterschriftensammlung in den Einrichtungen gegen den drohenden Abbau der MAV-Rechte. Die Unterschriftenlisten sollen an die MAV E-Stift Darmstadt versandt werden (MAV Elisabethenstift, Landgraf-Georg-Str. 100, 64287 Darmstadt).

 Demonstration am 26.04. vor der Synode in Frankfurt (Dominikanerkloster) mit verschiedenen Aktionen.

 Ansprechen der Synodalen vor Ort (auch mit Plakaten am 26.4.)

 MVG Hessen und ARRG Hessen thematisieren bei Mitarbeiterversammlungen

 Vorschlag : „Urabstimmung“ in den Einrichtungen ob Tarifvertrag oder 3.Weg

 Zentrale Diskussionsveranstaltung am 15.11.2012

 Weitere Aktionen zur Herbstsynode (21.-24.11.2012)

In der Diskussion werden verschiedene Vorschläge genannt wie die Aktionen am 26.04. gestaltet werden können.

- Direktes Ansprechen der Synodalen

- Schilder mit den jeweiligen Namen des Dekanats

- Einheitliche Kleidung (z.B. weiß)

Es wird folgender Antrag von der MAV des DW Vogelsberg gestellt:

Die AGMAV möge beschließen, den Vorstand der AGMAV zu beauftragen, Verhandlungen mit dem Vorstand des DW Hessen dahingehend aufzunehmen, dass noch vor der geplanten Fusion der Diakonischen Werke Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck Vereinbarungen abgeschlossen werden, die eine Schlechterstellung der vorhandenen Mitarbeitenden ausschließen.

Im Einzelnen sollen


1. Der gesetzliche Bestandsschutz nach § 613a BGB von einem 
Jahr auf 5 Jahre erweitert werden.

Darüber hinaus:

2. Die Lohnfahrtzahlungsregelung  im Krankheitsfall soll unbefristet erhalten bleiben.

3. Die Zahlungen in die EZVK sollen weiterhin ausschließlich durch den Arbeitgeber geleistet werden, ohne Eigenbeteiligung der Mitarbeitenden.

4. Keine Verrechnung von Entgelterhöhungen mit eventuell anfallenden höherem Bestandsentgelt nach eventuell anstehender neuer Umgruppierung in ein neues Tarifrecht.

Der Antrag wird mit zwei Enthaltungen angenommen.

Ein weiterer Antrag beinhaltet den Vorschlag in den Einrichtungen eine Urabstimmung durchzuführen, für Tarifvertrag oder den Dritten Weg. Ziel soll es sein, das Ergebnis in die Herbstsynode einzubringen.

Der Antrag wird bei 3 Enthaltungen angenommen.

Es ergehen Empfehlungen an den AGMAV Vorstand

- Eine Klausurtagung mit dem Vorstand AGMAV KHW durchzuführen, um inhaltliche Positionen zu klären und dann mit einer gemeinsamen Strategie aufzutreten.

- Eine gemeinsame Mitgliederversammlung (DWHN und KHW) durchzuführen.

Der Vorstand nimmt diesen Vorschlag auf. Priorität hat aber zunächst die eigene

Mitgliederversammlung im Herbst dieses Jahres.

Erhard Schleitzer verabschiedet das langjährige AGMAV Vorstandsmitglied Jürgen Grossschmidt. Er bedankt sich bei ihm für seine Mitarbeit in der AGMAV und wünscht ihm für die Zukunft alles Gute.

TOP 6 Aktuelle Informationen

6.a Referat Prof. Dr. Franz Segbers

Thema Beschluss der Synode der EKD am 9.11.2011 über „gute und gerechte Arbeitsbedingungen in Kirche und Diakonie.

Herr Prof. Segbers sieht in dem Beschluss der Synode durchaus positive Signale, die Rechte der MAVen zu stärken. Er zeigt in der Praxis aber durchaus viele Widersprüche auf und hält den Dritten Weg für keine faire und gerechte Lösung  Er geht in seinem Vortrag auf die Begriffe Streikrecht und Aussperrung in Kirche und Diakonie ein. Der Begriff Dienstgemeinschaft wird kritisch hinterfragt. Ein Branchentarifvertrag ist aus seiner Sicht die einzige Möglichkeit gerechte und faire Arbeitsbedingungen in Kirche und Diakonie zu ermöglichen.

In der anschließenden Diskussion werden Fragen der Delegierten ausführlich beantwortet.

Auszüge aus dem Referat von Prof. Segbers werden im neuen AGMAV Info veröffentlicht. Das gesamte Referat wird als Datei an die MAVen verschickt.

6.b Mitarbeiterumfragen ( Berichte aus der Praxis)

Herbert Krauß berichtet über die Erfahrung aus seiner Einrichtung (Medizinisches Zentrum Eichhof Lauterbach )

- Die Mitarbeiterbefragung zur Messung der Arbeitszufriedenheit, war ein gemeinsames Projekt von KH-Leitung und MAV

- Es gab mehrere Gespräche mit der externen Firma

- Es wurde eine Dienstvereinbarung abgeschlossen

- Die MAV war für die Durchführung verantwortlich, die Leitung für die Umsetzung der Ergebnisse

- Anonymität hatte Vorrang (mindestens 5 ausgefüllte Fragebögen mussten abgegeben werden um in einem Bereich auszuwerten)

- In einer Mitarbeiterversammlung wurden Ergebnisse präsentiert (Gesamteinrichtung)

- Die einzelnen Abteilungen wurden intern vorgestellt

- Die MAV war stets involviert

- Es gab teilweise gravierende Unterschiede zwischen den Abteilungen

- Schlechtere Bewertungen gab es bei, direkte Vorgesetzte, KH Leitung, Leitbild, Arbeitsbelastung, Arbeitszeit, Umgang mit Konflikten

Fazit: MAVen sollten ihr Initiativrecht nutzen und eine Messung der Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter anregen. Es sollte dabei professionelle Hilfe in Anspruch genommen werden.

Für Evtl. Rückfragen steht Herr Krauß zur Verfügung.

TOP 7 Verschiedenes

 Die Fortbildung Datenschutz wird von Mai in den Monat Oktober verlegt

   Die MAVen werden angehalten in ihren Einrichtungen diese Fortbildung zu werben.

 Die Fortbildung Gesundheitsförderung und Gefährdungsanalysen wird ebenfalls im Herbst stattfinden. 

 Die Fortbildung Arbeitsrecht und Aktuelles in Rothenburg ist ausgebucht, ebenso der Einführungskurs für neue MAV’ler. Für neue MAV‘ler wird noch ein zusätzlicher Kurs im Herbst angeboten.

Verantwortlich für das Protokoll

Herbert Krauß

Lauterbach, den 16.03.2012

Postanschrift der AGMAV

In der letzten Zeit kommt es immer wieder zu Problemen bei der Postzustellung für die AGMAV.

Bitte die Briefe wie folgt adressieren:

Diakonisches Werk in Hessen und Nassau

AGMAV

Ederstr. 12 

60486 Frankfurt

Gerechte Löhne in der Kirche nicht ohne Tarifverträge.

Auszüge aus dem Referat von Franz Segbers gehalten auf der Mitgliederversammlung der AGMAV am 14.3.2012 in Bad Vilbel

Zum Beschluss zum Kirchengesetz über die Grundsätze zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Diakonie (Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz der EKD –ARGG-Diakonie-EKD) und zur Synodenkundgebung „Zehn Forderungen zur solidarischen Ausgestaltung des kirchlichen Arbeitsrechts“

Eine jüngst gemachte Äußerung des Ratsvorsitzenden der EKD Nikolaus Schneider lässt aufhorchen. Er stellte auf einer Tagung zur Zukunft kirchlicher Sozialarbeit fest: „Wir müssen sowohl nach innen als auch nach außen sagen, dass wir Angebote nicht mehr aufrechterhalten können und wollen, wenn es den Einrichtungen unmöglich gemacht wird, Gehälter nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen zu zahlen.“ (epd-sozial Nr. 10/2012) Bereits in ihrem Sozialwort hatten die Kirchen 1997 versprochen: „Eine gute und aufopferungsvolle Arbeit verlangt auch ihren gerechten Lohn.“ Sie verpflichten sich als „große Arbeitgeber“,  „nicht weniger und nicht mehr als andere Arbeitgeber“, die von ihnen unter Vertrag genommene Erwerbsarbeit gerecht zu entlohnen. Was muss getan werden, damit die Kirchen ihren Selbstanspruch einlösen können?

In diesen Tagen und Wochen entfaltet Verdi eine große Kraft, um einen gerechten und fairen Tarifabschluss zu erreichen. Diese Tarifauseinandersetzung hat auch eine politische Dimension. Er zeigt nicht nur, dass diese Gesellschaft zwar Milliarden hat, um die Spielschulden der Zocker an den Spieltischen des Kasinokapitalismus, nicht aber für Kindergärtnerinnen, Krankenschwestern oder Altenpfleger. Früher konnten wir uns in Kirche und Diakonie auf die Tarifabschlüsse verlassen, die die Kollegen und Kolleginnen im Öffentlichen Dienst erstritten haben. Doch damit ist es vorbei, seitdem die Diakonie eine Arbeitsrechtsregelung hat, die sich bewusst vom Öffentlichen Tarif abgekoppelt hat. Wenn die Diakonie heuet über schlechte Refinanzierung jammert, dann belegt sie, dass sie allein selber zu schwach ist, um eine gerechte Refinanzierung gegen den politische Druck zu erkämpfen. Solange die Kirchen die von den Gewerkschaften ausgehandelten Tarifverträge nur kopiert hatten, traten die Schwächen nicht zu tage. Doch jetzt wo die Kirchen nicht mehr die Tarifverhandlungsergebnisse übernehmen, sondern den Verhandlungsweg kopieren, zeigen sich die Schwächen überdeutlich.

Die beiden Großkirchen haben während der vergangenen 50 Jahre ein eigenständiges Arbeitsrecht mit beeindruckender Architektur errichtet: Mitarbeitervertretungen ersetzen die Betriebsräte, Kommissionen zur Regelung kirchlicher Arbeitsverhältnisse die Tarifautonomie und eine kirchliche Arbeitsgerichtsbarkeit die staatlichen Arbeitsgerichte. Es fällt auf, dass die Kirchen das individuelle Arbeitsrecht akzeptieren, das vor allem Fragen der Begründung, des Inhalts und der Beendigung eines individuellen Arbeitsverhältnisses betrifft.  Doch beim kollektiven Arbeitsrecht bestehen sie auf  ein Sonderrecht, lassen das Betriebsverfassungsgesetz nicht gelten und lehnen Tarifverträge und Gewerkschaften ab, sodass auch die Kampfmittel Streik und Aussperrung ausgeschlossen bleiben. Warum diese Ablehnung des kollektiven Arbeitsrechts?

Die Synode der EKD hat auf ihrer Sitzung in Magdeburg 2011 ein neues „Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz“ (ARGG) verabschiedet. Nicht zu übersehen ist, dass die Synode einige andere Akzente setzen wollte und deshalb eine Kundgebung mit „Zehn Forderungen zur solidarischen Ausgestaltung des kirchlichen Arbeitsrechts“ verabschiedet hat. Die Kundgebung setzt einige wichtige und richtige Akzente. So fordert sie ernsthafte Konsequenzen und Sanktionen bei „Missständen wie Outsourcing mit Lohnsenkungen, ersetzender Leiharbeit und nicht hinnehmbaren Niedriglöhne.“ Die Mitarbeitendenvertretungen in Diakonie und Kirche sollten in ihren Beteiligungsmöglichkeiten gestärkt werden und die professionelle fachliche Begleitung und Beratung der Dienstnehmerseite sollte rechtlich wie finanziell verbessert werden. So wichtig die Forderungen der Kundgebung auch sind, sie haben keinen Rechtscharakter sondern sind Empfehlungen, mit denen man zwar politisch gut argumentieren, rechtlich aber nichts durchsetzen kann. (…)

Das Leitbild einer theologisch begründeten Dienstgemeinschaft wird von kirchlichen Dienstgebern gern behauptet. Doch was ist damit gemeint? 

Auffallend ist zunächst, dass es nur wenige und dann auch noch umstrittene theologische Beiträge zur Dienstgemeinschaft gibt. Dienstgemeinschaft ist ein Konstrukt von Juristen, die sich theologischer Begrifflichkeiten heftig bedienen und von den Theologen dabei kritisiert werden. Auffallend jedenfalls ist die Zurückhaltung der Theologen über Dienstgemeinschaft so zu sprechen, dass diese auch rechtlich normiert kann. Dienstgemeinschaft, wie die Juristen sie verwenden, meint: Alle Beschäftigten, ob Vorstandsvorsitzender oder Sekretärin haben eines gemeinsam - sie stehen in einer gemeinsamen Verantwortung im Dienst der Kirche an den Menschen. 

Problematisch ist die Behauptung einer religiös-theologisch begründeten Dienstgemeinschaft aus vier Gründen:

1. In anderen europäischen Ländern haben Diakonie und Caritas und die beiden Großkirchen überhaupt kein Problem, das kollektive staatliche Arbeitsrecht zu übernehmen. Es ist also keineswegs zwingend, dass in Deutschland die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern religiös aufgeladen werden. Es ist also auch keineswegs so alternativlos für das kirchiche Selbstverständnis, wie die Kirchen immer behaupten.

2. Die religiöse Motivation für einen Dienst stellt eine individuelle Motivation dar. Sie kann nicht einfach verwendet werden für eine juristische Ausgestaltung eines kollektives Arbeitsverhältnisses. Die religiöse Motivation zur Mitarbeit in der Kirche kann nicht auferlegt werden, sondern steht in der freien Entscheidung eines jeder Mitarbeiterin / Mitarbeiters. 

3. Der Begriff der Dienstgemeinschaft klingt zwar christlich, hat aber keineswegs christliche Ursprünge. Er entstammt dem staatlichen Tarifrecht von 1938 und wurde nach 1950 von den Kirchenjuristen einfach aufrechterhalten.

4. Die Dienstgemeinschaft bildet die Grundlage für ein Sonderrecht das darin besteht, den Mitarbeitenden weniger Rechte als im öffentlichen Dienst einzuräumen. Wer also behauptet, der Dritte Weg sei kirchengemäßer, der muss auch begründen, warum es kirchengemäßer sei, faktisch als Arbeitnehmer weniger Recte zu haben. Das Sonderrecht wurde nur auf die Zusicherung hin den Kirchen zugestanden, ein besseres Betriebsverfassungsrecht zu schaffe – mit mehr Mitbestimmung, besseres Mitgestaltungsmöglichkeiten. Doch darauf warten die Arbeitnehmer in den Kirchen seit den 50er Jahren vergebens. Die Kirchen haben in Denkschriften und Verlautbarungen zahlreiche sehr positiv zu wertende Aussagen über Mitbestimmung oder eine humane Gestaltung der Arbeitsbeziehungen verfasst. Doch dann, wenn sie selber Arbeitgeber sind, nutzen sie dies kaum oder nicht, ihre eigenen sozialethischen Positionen mit Leben zu erfüllen.  Wie wäre sonst zu verstehen, dass in den Hauptausschüssen der Diakonie, die gleichsam ein „Aufsichtsrat“ ist anders als in der Wirtschaft es keine paritätische und gleichwertige Mitbestimmung für kirchliche Arbeitnehmer gibt? 

Fazit eins:

Diese Widersprüche legen es nahe, dass das Reden von einer Dienstgemeinschaft eine Tünche als Deckmantel für die realen Verhältnisse. In jeder arbeitsteiligen Organisation gibt es Interessenunterschiede. Und das ist auch gut so, denn anders kann es nicht zu einem Ausgleich der Interessen kommen. 

Der Gesetzgeber gewährt den Kirchen Sonderrechte, damit sie ihre Kirchlichkeit sichtbar machen können. Der Kirche wurden diese Sonderrechte auf die Zusagen hin gewährt, bessere Mitbestimmungsrechte zu gewähren. Auf diese Zusage warten die kirchlichen Arbeitnehmer bis heute. 

Wenn die Gewerkschaften fordern, einen engeren Verkündigungsbereich von der diakonisch-sozialen Arbeit abzutrennen und deshalb für die „säkulare“ Arbeit Tarifverhandlungen zu fordern, dann kommen sie schnell in eine Sackgasse. Die Kirchen sagen: „Diakonie ist Lebens- und Wesensäußerung der evangelischen Kirche.“ (ARRG) Die Kirchen werden sich nicht vorschreiben lassen, welches diakonische Handeln zur Verkündigung gehört. Deshalb sollte eine andere Unterscheidung getroffen werden: Das Aushandeln der Vertragsbedingungen, unter denen der diakonische Dienst ausgeübt wird, muss von der Ausübung des diakonischen Dienstes selber zu unterschieden werden. Dieser diakonische Dienst am Nächsten vollzieht sich am Nächsten, nicht aber am kirchlichen Dienstgeber bzw. Arbeitgeber, der die Arbeitsleistung einfordern kann. (…)

Fazit zwei: 

Formal sitzen auf beiden Seiten des Verhandlungstisches gleich viele Personen, doch damit ist keine Verhandlung auf wirklicher Augenhöhe gegeben. Die zahlenmäßige Besetzungsparität von Betriebsparteien ist nicht identisch mit der materiellen Verhandlungsparität von Arbeitsmarktparteien, auch wenn es behauptet wird. Die Gerichte haben die Defizite des Dritten Weges solange geduldet, wie die Kirchen die Tarife des Öffentlichen Dienstes mehr oder weniger übernommen haben. Deshalb haben sie unterstellt, dass solche Tarifverträge, die von Gewerkschaften ausgehandelt wurden, die auch streikfähig sind, fair und gerecht sind. Die Juristen sprechen von einer nur geliehenen materiellen Parität. Sobald die Kirchen aber eigen​ständige arbeits​rechtliche Regelungswerke wie die KDAVO schaffen, dann geben sie auch die bisher von Gewerkschaften und öffentlichen Arbeitgebern erschlichene Parität preis. Wer gerechte Arbeitsverhältnisse fair aushandeln will, der muss dazu den ganz normalen Weg von ganz normalen Tarifverhandlungen gehen. (…)

Fazit drei: 

Das arbeitsrechtliche Konstrukt einer Dienstgemeinschaft, das Tarifverträge und Streikrecht verbietet, ist also weder sozialethisch noch theologisch zwingend. Nach dem unsäglichen Beschluss der EKD-Synode bleiben nur zwei Wege: Wenn die Kirchen den Streik als untragbar für kirchliche Arbeitsbeziehungen ausschließen wollen, dann steht ihnen dafür nur der Weg zur Verfügung, den die Kirchen in Nordelbien in Verhandlungen mit Gewerkschaften gegangen sind. Dort haben sie auf dem Verhandlungsweg beschlossen, auf den Streik zu verzichten. Oder aber die Beschäftigten erstreiten ihr Grund- und Menschenrecht auf Streik selber wie sie es im Evangelischen Krankenhaus in Oldenburg getan haben. Dort haben sie sich mit  Warnstreiks einen Tarifvertrag mit Gehaltverbesserungen erkämpft. (…)

Schlussbemerkung

Damit die kirchlichen Arbeitsverhältnisse fair gestaltet werden können, sind abschließend einige Forderungen an alle Beteiligten zu stellen:

1. Damit Tarifverträge zustande kommen können, müssen sich diakonische und kirchliche Mitarbeitende als Arbeitsmarktpartei, d.h. gewerkschaftlich organisieren. 

2. Die Mitarbeitervertretungen sind mit der tarifpolitischen Vertretung von Arbeitnehmern überfordert, da sie in die „vertrauensvolle Zusammenarbeit“ zwischen Arbeitgeber und Mitarbeitern auf Betriebsebene eingebunden sind. Sie sind eine betriebliche Interessenvertretung. Deshalb müssen die Mitarbeitervertretungen das Ansinnen diakonischer Arbeitgeber zurückweisen, sie als vermeintlich gleichberechtigten Vertragspartner für kirchlich nachgeahmte Tarifverhandlungen einzuspannen. Hier ist Widerstand gegen eine falsche Einbindung im Namen der Dienstgemeinschaft geboten. Wer Dienstgemeinschaft ernst nimmt, der braucht Verhandlungen auf Augenhöhe. Diese gibt es nicht auf Betriebsebene mit den MAVen, sondern allein auf der Ebene der Arbeitsmarktparteien, also mit den Gewerkschaften.

3. Dem Begehren diakonischer Arbeitgeber muss widersprochen werden, dass kirchliche Autonomie und Selbstbestimmung nur durch einen Verzicht auf Tarifverträge gewährleistet ist. Wenn Dienstgemeinschaft ernst genommen werden soll, dann erfordert sie geradezu paritätisch ausgehandelte Tarifvereinbarungen.

Wer als eine moderne Diakonie am Sozialmarkt bestehen will, der muss dazu den ganz normalen Weg von ganz normalen Tarifverhandlungen gehen. Deshalb fordert die  Kundgebung der EKD-Synode auch zu Recht: „Der ökonomische Wettbewerb im Sozialbereich braucht klare politische Rahmensetzungen und Regulierungen (Art. 7)“. Gefordert ist deshalb auch, dass die Diakonie sich politisch für solche Rahmenbedingungen einsetzt. Wer die besonderen ethischen Ansprüche kirchlich-diakonischer Einrichtungen und Unternehmen sichern will, der soll und muss dies über eine diakonisch-christliche Unternehmenskultur erreichen. Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt hat deshalb das Konzept „Tarifvertrag plus“ entwickelt. Dies besagt ein Doppelkonzept: Branchentarifverträge plus christliche Unternehmenskultur. Dann haben Diakonie und Kirche den verfassungsrechtlichen Freiraum, den sie nutzen sollten für mehr Mitbestimmung, mehr Partizipation und mehr Mitverantwortung im Sinne einer diakonischen Unternehmenskultur, die ihrem Namen gerecht wird.

Hinweis auf die Broschüre: Für gute und gerechte Arbeitsbedingungen in Kirche und Diakonie. Impulse des KDA, Hannover

Gemeinsame Erklärung 

der Arbeitnehmerorganisationen zum Arbeitsrecht im zukünftigen 

Diakonischen Werk Hessen

Die Arbeitnehmerorganisationen im Bereich der Kirche und Diakonie in Hessen kritisieren gemeinsam das Vorhaben, im Rahmen der Fusion der Diakonischen Werke Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck das Arbeitsrecht für die Beschäftigten und ihre VertreterInnen zu verschlechtern. 

In dem Entwurf zu dem neuen Arbeitsrechtsregelungsgesetz wird daran festgehalten, dass das Arbeitsrecht in der Diakonie Hessen künftig nach den Grundsätzen des Dritten Weges erstellt wird. Zudem ist als „Auffanglinie“ eine so genannte Urwahl vorgesehen für den Fall, dass sich die Arbeitnehmerorganisationen nicht an dem Dritten Weg beteiligen. Auswahl, Verantwortlichkeit und Rückkoppelung der nach einer Urwahl gewählten Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind nicht geregelt und sind einerseits ein Angebot an „willfährige MitarbeiterInnen“ und andererseits ein Druck- und Disziplinierungsmittel für die Arbeitnehmerorganisationen. Die Arbeitnehmerorganisationen sind sich einig, dass die geplante Fusion zu einem Diakonischen Werk Hessen als Anlass genutzt werden sollte, die Arbeitsrechtssetzung auf Basis von Tarifverträgen zu diskutieren.

Im Entwurf für das MVG (Mitarbeitervertretungsgesetz) des DW Hessen sind alle Weiterentwicklungen zurückgenommen worden, die im Jahr 2003  für die Mitarbeitervertretungsordnung in Hessen und Nassau im Konsens zwischen den diakonischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern entwickelt wurden. Das betrifft insbesondere die Beteiligungsrechte der MAVen, die nach den bestehenden Regelungen frühzeitiger in Informations- und Mitberatungsprozesse einbezogen werden. Auch die Vorschriften zur Wählbarkeit in den künftigen Gesamtausschuss sind restriktiver formuliert, z. B. dürfen MitarbeiterInnen, die als Nicht-Kirchen-Mitglieder eingestellt wurden, nicht für dieses Amt kandidieren. In Kurhessen-Waldeck sind diese MitarbeiterInnen sogar weiterhin von der Wählbarkeit für die MAV ihrer Einrichtung ausgeschlossen.

Die unterzeichnenden Arbeitnehmerorganisationen laden zu einem gemeinsamen Pressegespräch am 19.4.2012 für 14 Uhr in die Kirchenverwaltung am Paulusplatz in Darmstadt ein.

AGMAV (Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen) Kurhessen-Waldeck, Beate Eishauer  (b.eishauer@agmav.org)

AGMAV (Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen) Hessen und Nassau, Erhard Schleitzer (agmav.hn@gmx.de)

GMAV (Gesamt-Mitarbeitervertretung) der EKHN, Peter Stenger          (gmav.ekhn@t-online.de)

VKM (Verband kirchlicher Mitarbeiter) Hessen und Nassau, Walter Roscher           (w-roscher@web.de)

VKM Deutschland, Holger Olesen (olesen@vkmdeutschland.de) 

Ver.di Landesbezirk Hessen, Fabian Rehm (fabian.rehm@verdi.de)

Marburger Bund Hessen, Udo Rein (mail@mbhessen.de)

Fortbildungen der AGMAV 2. - 4. Quartal 2012 

	Fachtagung Altenpflege 
	08.05. 2012
	Bad Vilbel

	Fachtagung Krankenhäuser
	10.05. 2012
	Darmstadt

	Up-Date: 

Mitberatung und Mitbestimmung
	15.05. 2012
	Frankfurt 

	Datenschutz
	Verlegt auf den Herbst
	Frankfurt

	Gesamt-MAV: Erfahrungsaustausch und aktuelle Fragen
	30.05.2012
	Frankfurt

	Up-Date:

Grundlagen des Arbeitsrechts
	26.06. 2012
	Frankfurt

	Arbeitszeit : Dienstvereinbarungen zur 

Dienstplangestaltung
	29.08. 2012
	Frankfurt

	Ungenutzte Rechte 
	17.10. 2012
	Frankfurt

	Die Geschäftsführung der MAV 
	24.10. 2012
	Frankfurt

	Mitarbeiterjahresgespräche
	27.11. 2012
	Frankfurt


Mehrtägige Fortbildungen

	Einführung 

für neue MAV‘ler
	02.-04.05. 2012
	ausgebucht

	Arbeitsrecht –

Aufbau und Aktuelles 2012
	21.-24.08. 2012
	ausgebucht

	Tipps für MitarbeitervertreterInnen
	12.-14.09. 2012
	Arnoldshain bei

Schmitten/Ts.

	Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte der MAV
	21.-23.11. 2012
	Arnoldshain bei

Schmitten/Ts.


Ein weiterer Einführungskurs für neue MAV‘ler ist für den Herbst 2012 geplant.


